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Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


—— —Ä1wtS 
Nr. 9 Ausgegeben Danzig, den 5. Februar 1932 
— RR ee ee neun) 
Inhalt: Rechtsverordnung zur Ergänzung und Durchführung der Rechtsverordnung über außerordentliche Kün⸗ 
digung von Mietverträgen S. 103 
Rechtsverordnung betr. Polizeiverwaltung in OHrrrtaõkaõ4 S. 104 
19 Rechtsverordnung 


zur Ergänzung und Durchführung der Rechtsverordnung über außerordentliche 
Kündigung von Mietverträgen vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 95). 
Vom 5. 2. 1932. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 23 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) und des $ 6 Abſ. II der Rechtsverordnung über außerordentliche Kündigung von Mietverträgen 
vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 95) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Unter „Kündigungsverordnung“ im Sinne der nachſtehenden Vorſchriften iſt die Rechtsverordnung 
über außerordentliche Kündigung von Mietverträgen vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 95) zu ver⸗ 
ſtehen. 5 f 
82 
Auf Mietverträge über Gebäude oder Gebäudeteile, die nach dem 1. Januar 1917 bezugsfertig 


geworden ſind und gemäß 8 3 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) 


vom 27. März 1925 (G. Bl. S. 79) in der zur Zeit geltenden Faſſung der geſetzlichen Miete kraft 
Geſetzes nicht unterliegen, zu deren Herſtellung jedoch Darlehen aus Mitteln der Wohnungsbauabgabe 
nach den Beſtimmungen des Wohnungsbaugeſetzes gegeben worden ſind, findet die Kündigungsverord⸗ 
nung keine Anwendung. 
8 3 

Die Kündigung von Mietverträgen über Räume, die gemäß den Beſtimmungen des Geſetzes zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 1925 (G. Bl. S. 79) in der zur 
Zeit geltenden Faſſung einer geſetzlichen Miete unterliegen, iſt nur zuläſſig, wenn eine höhere als die 
geſetzliche Miete vereinbart iſt und wenn der Vermieter eine Senkung auf die geſetzliche Miete nicht 
bis zum 10. Februar 1932 bewilligt; jedoch findet eine Senkung um mehr als 20 v. H. nicht ſtatt. 
Die Erklärung des Vermieters bedarf nicht der Annahme durch den Mieter. 


8 4 
$ 2 der Kündigungsverordnung erhält folgende Faſſung: 
8 2 

J. Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Vermieter ſeit dem 1. Januar 1931 in eine Senkung 
der Miete um mindeſtens 20 v. H. gewilligt hat oder eine ſolche bis zum 10. Februar 1932 bewilligt. 
Die Erklärung des Vermieters bedarf nicht der Annahme durch den Mieter. 

II. Eine von dem Mieter zwiſchen dem 11. und dem 20. Februar 1932 ausgeſprochene Kündi⸗ 
gung wird unwirkſam, wenn der Vermieter innerhalb von drei Tagen nach Zugang der Kündigung 
in die nach Abſatz I oder nach $ 3 dieſer Verordnung zuläſſige Mietſenkung willigt. 

III. Die vom Vermieter zu bewilligende Mietzinsſenkung hat ſpäteſtens mit Wirkung vom 1. April 
1932 zu erfolgen. Maßgebend für die Berechnung der Mietzinsſenkung iſt die zu Beginn des Kalender⸗ 
jahres 1931 zu entrichtende Miete. Im Laufe des Jahres 1931 erfolgte Senkungen ſind anzurechnen. 
Für Mietverträge, die zwiſchen dem 1. Januar und dem 15. Juli 1931 abgeſchloſſen ſind, ijt die 
vereinbarte Miete für die Mietzinsſenkung maßgebend. 

IV. Heizungskoſten und ſonſtige Nebenleiſtungen bleiben außer Betracht, wenn die geſetzliche Miete 
gilt oder, wenn ſolche Koſten neben der Vertragsmiete beſonders berechnet werden. 


(uchter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 13. 2. 1932.) 
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8 5 
S 3 der Kündigungs verordnung erhält folgenden Abſatz II: J 
Als Mieter des Abſatzes J gilt auch derjenige, der in den Vertrag eines früheren Mieters als 
Erbe oder im Zuſammenhange mit der Übernahme eines Vermögens oder dem Erwerb eines Handels- 


geſchäfts eingetreten iſt. 
8 6 


Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 20. Januar 1932 in Kraft. 
Danzig, den 5. Februar 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dumont 


20 Rechtsverordnung 
betr. Polizeiverwaltung in Ohra. 
Vom 5. 2. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 
In der Gemeinde Ohra geht in den zum Geſchäftskreiſe der ſtaatlichen Polizeiverwaltung ge— 
hörenden Angelegenheiten die Zuſtändigkeit des Landrats auf den Polizeipräſidenten in Danzig, die 
Aufſichts- und Beſchwerdeinſtanz auf den Senat, die Zuſtändigkeit des Kreisausſchuſſes zur Ent— 
ſcheidung auf Klagen gegen polizeiliche Verfügungen auf das Verwaltungsgericht über. 
Auf die bereits anhängig gemachten Sachen findet die vorſtehende Beſtimmung keine Anwendung— 
82 
Der Polizeipräſident in Danzig iſt als Polizeiverwalter von Ohra berechtigt, gegen Nichtbefolgung 
von ihm erlaſſener Polizeiverordnungen Geldſtrafen bis zu 60 Gulden anzudrohen. 
8 3 8 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung im Geſetzblatt für die Freie 
Stadt Danzig in Kraft. 
Danzig, den 5. Januar 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


———— — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, Danzig. 
— nn. 


